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Einfuhr von Zwirnſpitzen und mit Baumwolle gemiſchte Spitzen nach Nord⸗ 


Entwurf 
einer 
Fabrik- Gewerbeordnung für Veutſchland. * 


Von Degenkolb 
dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuß uͤberreicht. 


Die das deutſche Reich bildenden Staaten werden in Gewerbe: 
kreiſe, dieſe wieder in Fabrikbezirke abgetheilt. 

Die Bildung der Gewerbekreiſe und Bezirke ſteht den Einzel⸗ 
ſtaaten zu. Mehrere kleine Staaten koͤnnen zu einem Gewerbe: 
kreis zuſammentreten. 


Artikel l. 


1) Die Fabrikinduſtrie bildet eine beſondere Abtheilung der 
Gewerbe, ſie ſetzt ein Zuſammenwirken vieler Kräfte voraus und 
abgeſchloſſene Werkſtaͤtten, wo dieſe gemeinſchaftlich arbeiten. 

2) Die Anlegung oder Errichtung einer Fabrik bedarf nur 
in ſanitaͤtspolizeilicher Hinſicht eine Zuſtimmung der Ortsbehoͤrde 
und zur Wahrung von Rechten dritter Perſonen einer Öffentlichen 
Bekanntmachung. 

3) Der fabrikmaͤßige Betrieb eines Gewerbes iſt jedem Staats⸗ 
ee der 
a) das 25. Lebensjahr zuruͤckgelegt hat; 
b) ſich verpflichtet, der Fabrikarbeter⸗ Penſionskaſſe beizutreten; 
c) eine Prüfung als Handwerker, Techniker oder Kaufmann 
beſtanden hat.) 

4) Der fabrikmaͤßige Betrieb eines Handwerks entbindet nicht 

von der Verpflichtung der betreffenden Innung anzugehoͤren. 


) Wir haben dem folgenden Entwurf durch deſſen vollſtändige 
Veröffentlichung ein Bekanntwerden in weiteren Kreiſen verſchaffen wol⸗ 
len, ohne jedoch uns mit allen Satzungen deſſelben durchaus einverſtan⸗ 
den zu erklären. In mehren derſelben scheint uns die wünſchenswerthe 
Ordnung zu ſehr in Zwang auszuarten. Nur einige Proteſtazionen wol⸗ 
len wir inzwiſchen beifügen, die für uns dringlich find. Ihre Motivi⸗ 
rung if Überall in den Spalten unferer Zeitung zu finden. dier fehlt 
uns der Raum dazu. D. R. 
) Vir find nicht für eine ſolche Prüfung bei Fabrikanten. Sie 
iR eine nicht zum Ziele führende, ungerechtferiige Bevormundung von 
Seiten des Polizeiſtaats. D 
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5) In beftrittenen Fällen entſcheiden die Kreis⸗Gewerbekammern, 
ob ein Gewerbe als ein fabrikmaͤßiges zu behandeln if. ”) 


Artikel II. 
Gliederung der Vertretung. 
Dieſe beſteht aus: 
a) dem Ausſchuß für jede Fabrik; 
b) dem Induſtrie⸗Rath für jeden Bezirk; 
c) der Gewerbekammer fuͤr jeden Kreis; 
d) der Zentral-Gewerbekammer fuͤr jedes Land; 
e) dem Gewerbes Parlament für ganz Deutſchland. 


Artikel III. 


Zuſammenſetzung der Vertretung. 
A. Fabrik- Ausſchuß. 
Jede Fabrik waͤhlt einen Ausſchuß, beſtehend: 
a) aus jeder Gruppe ſelbſtſtaͤndiger Fabrikarbeiter einen Arbeiter, 
gewaͤhlt durch dieſe; . a 
b) aus jeder Gruppe ein Werkmeiſter, gewaͤhlt durch die Arbeiter, 
wo mehrere Werkmeiſter in einer Gruppe find; 
c) dem Inhaber der Fabrik oder dem von ihm beſtimmten Stell⸗ 
vertreter. 
B. Induſtrie⸗Näthe. 

Die Ausſchuͤſſe aller gleichartigen Fabriken eines Bezirkes, 
welche nicht Handwerksartikel fabriziren, oder wo dieſe nur Theile 
des Fabrikats ſind, treten zu einem Bezirks⸗Verein zuſammen und 
waͤhlen einen Induſtrie⸗Rath aus: 

a) zwei Fabrik⸗Inhabern oder deren Stellvertretern; 
b) einem Werkmeiſter; 
c) einem Fabrikarbeiter. 


) Aber nach objektiven Kennzeichen und nicht nach ſubjektivem Er⸗ 
meſſen. D. R. 


Zu 


Wo nur einzelne Fabriken in einem Bezirke ſich befinden, 
waͤhlen dieſe in den Induſtrie⸗Rath: 
a) den Fabrik⸗Inhaber oder deſſen Stellvertreter; 
b) einen Werkmeiſter; 
c) einen Fabrikarbeiter. 
C. Kreis⸗Gewerbekammern. N 
Die Kreis⸗Gewerbekammern vereinigen alle Abtheilungen der 
Gewerbe, naͤmlich: 
a) des Handels; = 
b) der Landwirthſchaft; 
c) der Handwerke; 
d) der Fabrikinduſtrie. 


Artikel IV. 
Befugniſſe der Inſtanzen. 
A. Fabrik- Aus ſchüſſe. 
1) Vermittelung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern in erſter Inſtanz. 
2) Aufrechthaltung der Fabrikordnung. 
3) Einziehung der Strafgelder, wo dergleichen einzuziehen ſind, 
und Verrechnung in der Kranken: Unterſtuͤtzungskaſſe, 
4) Führung der Kontrole über die Fabrik⸗Krankenkaſſe. 
5) Ueberwachung der Fabrik⸗Kinder, ſowol in ſittlicher Bezie⸗ 
hung in der Fabrik ſelbſt, als des Schulbeſuches. 


B. Bezirks ⸗Induſtrie⸗Nath. 


Dieſem ſteht zu: 

1) Entſcheidung in zweiter 
Fabrikherren und Fabrikarbeitern. 

2) Feſtſetzung oder Vermittelung der Arbeitsloͤhne. 

3) Entwerfung der Fabrikordnungen und Oberaufſicht über 
richtige Vollziehung. 

4) Vertretung des Fabrikintereſſes, Wahl in die Kreis⸗Gewerbe⸗ 
kammer. . 

5) Feſtſetzung der Anzahl der Lehrlinge im Verhaͤltniß zu den 
ſelbſtſtaͤndigen Arbeitern, z. B. Drucker, Formſtecher ꝛc. 

6) Pruͤfung der Lehrlinge nach beendigter Lehrzeit. 


C. Kreis⸗Gewerbekammern. 
(Verſammlung alljaͤhrlich zweimal mit einem ſtaͤndigen Ausſchuß.) 


Dieſer ſteht zu: 

1) Entſcheidung bei Fragen in erſter Inſtanz, wo die Indu⸗ 
ſtrie⸗Raͤthe ſich nicht vereinigen konnten. 

2) Oberaufſicht uͤber Vollziehung aller zum Schutze der Fabrik- 
arbeiter getroffenen Beſtimmungen. 

3) Verwaltung der Penſionskgſſen. 

4) Ueberwachung des Muſterſchutzes und Entſcheidung bei 
Anklagen auf Muſternachahmung oder der Fabrikzeichen. 

5) Wahl in die Zentral⸗Gewerbekammer und Vertretung aller 
Gewerbeintereſſen. Ohne Zuſtimmung der Kammern koͤnnen keine 
auf Gewerbe Bezug habenden Geſetze erlaſſen werden. 

NB. Die Kammer theilt ſich in die vier Gewerbeabtheilun⸗ 
gen, und tritt bei Verhandlungen, die das Allgemeine betreffen, in 
einem Plenum zuſammen. 


Artikel v. 
Schutz der Arbeiter in den Fabriken. 


1) Kinder unter 12 Jahren ſollen in Fabriken nicht aufge⸗ 
nommen werden. Von 10 bis 15 Jahren find 10 Stunden täglich 
das Maximum der Arbeitszeit, die durch eine Stunde zum Mittags⸗ 
effen unterbrochen fein muß. 

Ausnahmen koͤnnen auf Antrag der Induſtrie-Raͤthe in der 
Art durch die Gewerbekammern geſtattet werden, daß bei nachweis⸗ 
lich ganz leichter und der Geſundheit nicht nachtheiliger Arbeit, 
Kinder nach vollendetem zehnten Lebensjahre auf 9 Stunden täglich 
in Fabriken Arbeit erhalten dürfen. Der Schulbeſuch darf nicht 
unterbrochen werden. 

2) Als Maximum der Arbeitszeit fuͤr erwachſene Fabrikarbeiter 
werden 12 Stunden täglich feſtgeſetzt, bei ſechs Arbeitstagen in der 


Inſtanz bei Streitigkeiten zwiſchen 


Woche. 


Nur auf Antrag der Arbeiter ſelbſt koͤnnen von den Gewerbe⸗ 
kammern Ausnahmen geſtattet werden.“) 

Kein Arbeiter kann, außer im Falle einer Veruntreuung oder 
eines Verbrechens, plotzlich aus der Arbeit entlaſſen werden. Bei 
allen im Tagelohn Arbeitenden muß mindeſtens vier Tage, bei allen 
Fabrikarbeitern acht Tage vorher gekündigt fein, wenn nicht Ver⸗ 
träge ein Anderes beſtimmen. Eben fo und in denſelben Friſten 
muͤſſen die Arbeiter kundigen. 

4) Die Arbeitsloͤhne muͤſſen allwoͤchentlich an einem beſtimmten 
Tage und nur in den allgemein geltenden Muͤnzſorten ausgezahlt 
werden. Geldagio oder Rabatte irgend einer Art duͤrfen nicht 
ſtattfinden. 

Wo wegen nachlaͤſſiger Arbeit oder Verletzung der Fabrik⸗ 
ordnung Geldſtrafen eingefuͤhrt ſind, muͤſſen dieſe durch den Fabrik⸗ 
ausſchuß von den betreffenden Arbeitern eingezogen und in die 
Kranken ⸗Unterſtuͤtzungskaſſe verrechnet werden. 

5) Jeder Arbeiter erhaͤlt bei ſeinem Eintritt in die Fabrik ein 
gedrucktes Exemplar der Fabrikordnung und der zu ſeinem Schutze 
erlaſſenen Verordnungen. Der Fabrikordnung genau nachzukommen 
verpflichtet er ſich bei Verluſt feines Penſionsrechtes. 

6) Jeder Fabrikarbeiter hat nach Maaßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen Anſpruch auf die Penſtonskaſſe, wenn er fünf Jahre 
in Fabriken gearbeitet hat. Die Anſprüche auf die Penſion ſind 
verwirkt auf Grund der in Artikel VIII. 8. 6 bezeichneten Vergehen. 

7) In jeder Fabrik muͤſſen Krankenkaſſen errichtet werden, 
denen jeder Fabrikarbeiter beizutreten verpflichtet iſt. Der Anſpruch 
auf Unterſtuͤtzung aus denſelben geht nur verloren, wenn der Arbeiter 
nach Urtheil ſeiner Kameraden ſelbſt wegen grober Vergehen aus 
dem Vereine geſtoßen wird. 

Artikel VI.“) 
Bildung der Penſionskaſſen. 


1) Wer ein Geſchaͤft als ein fabrikmaͤßiges anmeldet, oder 
weſſen Geſchaͤft fuͤr ein fabrikmaͤßiges von den Gewerbekammern 


erklart wird, der iſt verpflichtet der Fabrikarbeiter Penſionskaſſe 


beizutreten und für jeden Tagloͤhner pr. Woche 2 Sgr.; für jeden 
Fabrikarbeiter, deſſen Wochenverdienſt nicht unter 3 Thlr. und nicht 
uͤber 4 Thlr. in der Regel iſt, 3 Sgr.; fuͤr Jeden, deſſen Wochen⸗ 
verdienſt in der Regel uͤber 4 Thlr. iſt, 6 Thlr. aber nicht uͤberſteigt, 
4 Sgr. in die Penſtionskaſſe einzuzahlen. 

2) Die Fabrikausſchuͤſſe find verpflichtet, die Penſionsbeitraͤge 
allmonatlich einzuziehen, den Gewerbekammern einzuliefern und die 
Veraͤnderungen in dem Arbeiterperſonale anzuzeigen. 

3) Diejenigen Fabrikarbeiter, deren Wochenverdienſt 6 Thlr. 
uͤberſteigt, find verpflichtet, von ihrem Verdienſt ſelbſt 24 Prozent 
in die Penſionskaſſe zu zahlen. 


Artikel VII. 
Bildung der Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe. 

1) Jeder im Tagelohn Arbeitende zahlt woͤchentlich 1 Sgr. 
in die Fabrik⸗Krankenkaſſe. . 

2) Alle Fabrikarbeiter, deren Wochenverdienſt nicht unter 3 Thlr. 
und in der Regel 4 Thlr. nicht uͤberſteigt, zahlen 2 Sgr. 

3) Alle Diejenigen, deren Wochenverdienſt 4 Thli. uͤberſteigt, 
zahlen 3 Sgr. in dieſelbe. 

4) Es bleibt jedem Fabrikbezirk nachgelaſſen, durch die Aus⸗ 
ſchuͤſſe zu beſtimmen, ob die Kaffe eine ganz gemeinſchaftliche fein 
oder ob ſich die Arbeiter in Gruppen ſondern, ulfd nur dieſe Gruppen 
unter ſich einen Verein zu bilden geeignet ſind. 

5) Es bleibt jeder Fabrik oder den einzelnen Gruppen uͤber⸗ 
laſſen, die Beiträge zu erhöhen, nicht aber fie zu vermindern. 

6) Sobald Leine Krankheit länger als eine Woche dauert, 

*) Wir find ſchlechterdings gegen dieſe. — Es iſt dies eine Be⸗ 
schränkung des einzigen Kapitals welches der Arbeiter befigt, nämlich ſei⸗ 
ner Arbeitskraft und feiner Zeit, und die Beſtimmung taugt ſchon da⸗ 
rum nichts, weil fie nicht durchzuführen iſt. D. R. 

&) Die Artikel VI, VIE und VIII verdienen die ernſteſte Erwägung. 
Die Errichtung und Einrichtung von ſolchen Kaſſen iſt ſo ſchwierig wie 
ſie nothwendig iſt. Wir werden noch ſpäter Gelegenheit haben auf die⸗ 
ſen Gegenſtand zurückzukommen, und laſſen Herrn Degenkolb's Vorſchläge 
hier ohne alle Bemerkung. D. R. 
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erhält der Arbeiter, nach Maaßgabe des in dem Fabrik-Statut 
angenommenen Satzes, die Kranken⸗Unterſtuͤtzung; weniger als 4 
des Wochenverdienſtes darf ſie nicht ſein. Im Todesfalle werden 
die Beerdigungskoſten aus der Unterſtuͤtzungskaſſe beſtritten. 

7) Der Kranke fällt der Penſionskaſſe anheim, wenn die Krank⸗ 
heit länger als ein halbes Jahr dauert. 


Artikel VIII. 
Beſtimmung der Penſionskaſſe. 


1) Alle Tagelöhner und Fabrikarbeiter erwerben ſich den An⸗ 
ſpruch auf Penſion, wenn ſie fuͤnf Jahre ununterbrochen in Fabriken 
gearbeitet haben. 

2) Die Anſpruͤche koͤnnen gemacht werden: 

a) auf halbe Penfion ; 
b) auf ganze Penſion; 
c) auf Unterſtuͤtzung bei Krankheit Über ein halbes Jahr. 
3) Die Auszahlung halber Penſion kann eintreten: 
bei verminderter Arbeitskraft, wenn durch die Induſtrie⸗Raͤthe er⸗ 
klaͤrt wird, daß der Arbeiter nicht mehr fähig ift feinen Lebens: 
bedarf durch Arbeit verdienen zu koͤnnen. 
4) Die Auszahlung ganzer Penſion tritt ein: 
a) bei voller Arbeitskraft nach 40jaͤhriger Arbeit in Fabriken; 
b) bei Verluſt der Arbeitskraft, ſei es durch Krankheit, Ungluͤcks⸗ 
fälle oder Altersſchwaͤche. 

5) Wer nach fuͤnfjaͤhriger Arbeit in Fabriken die Fabrikarbeit 
verläßt, kann ſich die Anſpruͤche auf Penſion erhalten, wenn er aus 
eigenen Mitteln fortſteuert. N 

6) Verloren gehen die Anſpruͤche auf Penſion: 

a) durch erwieſene Verbrechen oder grobe Veruntreuung in der Arbeit; 

b) durch Trunkſucht, grobe Vergehungen an ſeinem Brodherrn 
oder ſeinen Mitarbeitern in ſolchem Grade, daß er nach Urtheil 
der Induſtrie-Raͤthe aus der Fabrikarbeit entfernt werden muß, 
und die Gewerbekammer nach eingelegter Appellazion in zweiter 
Jnſtanz das Urtheil beſtaͤtiget. 

c) Wer die Fabrikarbeit verlaͤßt und nicht fortſteuert. 


a 10 * 


Motive 
zu dem 


Entwurfe einer Fabrik- Gewerbeordnung, 


. als Ergänzung 
zur allgemeinen deutſchen Gewerbeordnung. 


„Ebenſo wie das neu aufzuführende Staatsgebaͤude die Auto: 
nomie der Gemeinde zur Grundlage hat, iſt der Entwurf der vor⸗ 
liegenden Fabrikgewerbeordnung auf die Autonomie der Gewerbe 
baſirt. Da fie ein Theil der allgemeinen deutſchen Gewerbe⸗ 
ordnung fein ſoll, fo find nicht allein für ganz Deutſchland geltende 
Grundbeſtimmungen zu normiren, ſondern es iſt auch eine allge⸗ 
An Kinder e Gliederung nöthig; daher die Eintheilung 
2 , z ; ep: 1 8 5 
fein würden. e, Bezirke, die ſo gleichmaͤßig wie moͤglich abzutheilen 

Das Partikular⸗Intereſſe bildet die Grundlage: der Fabrik⸗ 
ausſchuß hat es nur allein mit der Gewerbeanſtalt zu thun, der 
er vorſteht, und dieſe zu moͤglichſter Bluͤte zu bringen, iſt ſeine 
ſpezielle Aufgabe. 
Die Bezirks = Induftvieräthe haben ſchon ein allgemeineres 
Intereſſe zu vertreten: das Intereſſe aller Induſtrieanſtalten einer 
Gattung des ganzen Bezirkes. j 

Die Gewerbekammern umfaſſen alle Gewerbeabtheilungen eines 
e Kreiſes — hier ſoll das Partikular-Intereſſe in dem allge⸗ 

engen ſich auflöfen, oder vielmehr mit demſelben ſich vereinigen. 
e die Bezirksraͤthe aus den Fabrikausſchuͤſſen, die Gewerbe⸗ 
die Spi aus den Bezirksraͤthen, fo geht aus den Gewerbekammern 
ie Spitze des Ganzen, die Zentral⸗Gewerbekammer des Landes 
hervor, die endlich in dem deutſchen Gewerbe- Parlament ihre Ver 
einigung finden. 
Jede Arbeit (Anſtrengung) hat in der Regel einen ſelbſtſüch⸗ 


tigen Zweck; fi dieſer nun die Gewinnung der zur Selbſterhaltung 


noͤthigen Mittel, oder die Befriedigung irgend einer Leidenſchaft; 
auch die gewerblichen Unternehmungen find zunächft Ausfluͤſſe des 
Egoismus: wer ein Gewerbe anfängt, eine Fabrik anlegt, ein Land⸗ 
gut pachtet ꝛc., berechnet vor Allem, ob es ihm Vortheil bringen 
wetde. Jede Kraftaͤußerung, jede Erfindung und dadurch erreichter 
perſoͤnlicher Gewinn wird aber nichts deſto weniger auch dem 
Allgemeinen mit zu ſtatten kommen, wie auf der andern Scite auch 
jede Erſchlaffung einer Arbeitskraft, der Verfall eines Gewerbes ꝛc., 
ein gewiſſes Maaß des Verluſtes auf die Geſammtheit mit über⸗ 
trägt. 

2 Wenn demnach von ſelbſt ſich ergibt, daß der Staat das größte 
Intereſſe dabei hat, die Produkzions-Kraft des Bodens, des 
Kapitals, des Menſchen ſich frei entfalten zu laſſen, fie zu unter 
ſtuͤtzen und zu fördern, fo muß doch zugleich wohl beachtet werden, 
in welcher Wechſelwirkung die eine Kraftaͤußerung zu der andern 
ſteht und daß, wenn die Partikularbeſtrebungen nicht gehemmt wer⸗ 
den duͤrfen, fie doch in Beruͤckſichtigung der Geſammtheit in einen 
Zentralpunkt zuſammengefaßt und ſo geleitet werden muͤſſen, daß 
nicht das Eine dem Andern den Weg verſperrt, ſondern Allen eine 
gedeihliche Entwickelung geſichert wird. Bei dem Gewerbeweſen, 
welches in die vier Hauptabtheilungen: Ackerbau, Handel, Handwerk 
und Fabrikinduſtrie zerfällt, fol jede Abtheilung die gleiche Berech⸗ 
tigung haben zu exiſtiren, und, da jede die Bedingungen ihrer Ent⸗ 
wickelung am beſten kennen muß, ſoll jede das. Recht haben ſich ſelbſt 
organiſch auszubilden; da indeß der gegenſeitige Einfluß der Art iſt, 
daß jeder Aufſchwung der einen bei richtiger Abwaͤgung und Ver⸗ 
ſtaͤndigung zugleich wohlthaͤtig auf die andern wirken muß, ebenſo 
aber auch ein chroniſches Uebel der einen, die andern zur Mitlei⸗ 
denheit zieht, darf eine deutſche Gewerbeordnung nicht nur fuͤr das 
Handwerk ſorgen, ſondern es muͤſſen gleiche Beſtimmungen fuͤr alle 
Abtheilungen getroffen und in den Gewerbekammern der Vereini⸗ 
gungspunkt geſchaffen werden. 

Das Fabrikgewerbe faͤllt beſonders fo eng zuſammen mit dem 
Handwerk, daß haͤufig eines in das andere hineingreift und ſehr 
ſchwer zu definiren iſt, wo das eine anfängt und das andre auf⸗ 
hoͤrt. Daſſelbe findet mit dem Handel und in neuerer Zeit noch 
mehr zwiſchen Ackerbau und Induſtrie ſtatt. Es haben daher auch 
im Artikel I. nur allgemeine Begriffe hingeſtellt werden koͤnnen, 
und hat im $. 5 den Kreis⸗Gewerdekammern bei zweifelhaften Faͤllen 
die Entſcheidung uͤbertragen werden müſſen. Es kann dabei nur 
von geſchloſſenen Fabrikanſtalten die Rede ſein, da die Hausindu⸗ 
ſtrie entweder unter das Handwerk oder den Handel fällt. 

$. 3 fordert Prüfung und bedingt das 25. Lebensjahr bei 
Errichtung oder Uebernahme eines Fabrikgewerbes. Der leitende 
Gedanke dabei iſt, daß, waͤhrend bei dem Handwerk Beides zur 
Bedingung gemacht wird, bei dem Fabrikgewerbe, welches nicht 
weniger Umſicht, Kenntniſſe und Faͤhigkeiten bedingt, dem Gelde 
nicht ein Monopol eingeraͤumt werden moͤchte, welches durch dieſes 
allein ſchon eine Berechtigung gewährte, 

$. 2. Feuergefaͤhrliche, der Geſundheit nachtheilige oder das 
Eigenthum dritter Perſonen gefährdende Anlagen müſſen einer Pruͤ⸗ 
fung und Genehmigung unterliegen. 

§. J. Es wuͤrde eine Unbilligkeit gegen die Innungen ſein, 
wenn ein Handwerker dadurch, daß er ſein Handwerk mit groͤßern 
Mitteln oder mit Beihilfe von Maſchinen betreibt, feinen Verbind⸗ 
lichkeiten gegen die betreffenden Innungen ſich entziehen koͤnnte; da 
es aber Faͤlle gibt, wo ſich das Handwerk mit dem Fabrikgewerbe 
vermiſcht, oder, wie z. B. bei Wagenbauern 1c., eine Kumulazion 
ſtattfindet, muß, wie der $. 5 es will, die Kreis⸗Gewerbekammer 
und nicht die Zentralſtelle entſcheiden, da erſtere nur nach provin⸗ 
ziellem Beduͤrfniſſe urtheilen kann und foll, in dem einen Kreis aber 
zulaͤſſig fein kann, was in dem andern unzulaͤſſig it. 

Artikel II. handelt von der Gliederung und ſetzt voraus, daß 
kleinere Staaten ſich an größere anſchließen, oder wo die geogra⸗ 
phiſche Lage es geftattet, mehrere kleine zur Bildung von Gewerbe⸗ 
kammern unter einer Zentralſtelle ſich vereinigen koͤnnen. 

Artikel II. Durch die ganze Fabrik⸗Gewerbeordnung geht 
der Grundgedanke, daß nichts der Willkuͤr uͤberlaſſen werden darf, 
ſondern Alles auf Vereinbarung beruhen muß: des Gewerbes mit 
dem Staate, der Gewerbe unter ſich, der Arbeitgeber mit den Ar⸗ 
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en alſo auch vereinigte Feſtſetzung der Löhne und Arbeits: 
zeit. 

Dieſer Artikel, welcher von Bildung der Vertretung handelt, 
verbindet durch die Ausſchuͤſſe das Einzelintereſſe, durch das Me⸗ 
dium die Induſtrieraͤthe mit den Gewerbekammern, wo eine Ver⸗ 
einbarung mit den Geſammtiintereſſen ſtattfinden muß, und läßt die 
Arbeitnehmer von der unterſten bis in die oberſte Inſtanz Theil 
nehmen. j 

Die Fabrikarbeiter nehmen alfo an der Berathung nicht allein, 
ſondern auch an der Beſchlußfaſſung Theil; *) die im Tagelohn 
Arbeitenden ſind nicht zur Vertretung herbeigezogen, weil erſtens 
im Allgemeinen der Grad von Vorbildung nicht vorausgeſetzt wer⸗ 
den kann, welcher erforderlich iſt, und zweitens weil ſie eine wech⸗ 
ſelnde Stellung haben, bald in Fabriken, bald in freier Arb'it ſich 
befinden; an den Penſionskaſſen aber nehmen ſie Theil. 

Artikel IV. Die Befugniſſe der Vertretungsinſtanzen find in den 
unterſten partikularer Natur, nehmen aber mit jeder hoͤhern Stufe 
eint allgemeinere an, und enthalten nicht blos Beſtimmungen uͤber 
den Schutz der Gewerbe, ſondern auch der Arbeiter. — Die Glie⸗ 
derung beſteht deshalb aus drei Faktoren: 

1) des Fabrikinhabers oder erſten Leiters; 

2) der Werkmeiſter als des vermittelnden Elementes, welche ein 
gleiches Intereſſe für den Fabrikherrn und den Fabrikarbei⸗ 
ter haben; 

3) der ſelbſtſtaͤndigen Fabrikarbeiter. 

Die Induſtrieraͤthe gehen aus demſelben Wahlmodus hervor, 
fie bilden die 2te Inſtanz zu den Ausſchuͤſſen, wie die Gewerbe⸗ 
kammern die hoͤhere Inſtanz der Induſtrieraͤthe ſind. 

Wenn den letzteren die Befugniß beigelegt iſt, eine Beſchraͤn⸗ 
kung in Annahme von Lehrlingen verfuͤgen zu koͤnnen, ſo iſt mir 
nicht entgangen, wie bedenklich und gefaͤhrlich es iſt, da beſchraͤn⸗ 
kend einzugreifen, wo eine ganz freie Bewegung zur Entfaltung 
nothwendig iſt; die Ruͤckſichtnahme aber, daß der Egoismus bei 
einigen Fabrikbranchen, z. B. der Druckerei, eine Ueberfüllung von 
Lehrlingen veranlaßt hat, die dann, wenn ſie ausgelernt haben, keine 
Arbeit finden, geben uͤberwiegende Gründe an die Hand im In 
tereſſe der Arbeiter, fo wie der Induſtrie ſelbſt, eine Inſtanz zu ſchaffen, 
welche die Befugniß hat, ein Gleichgewicht herzuſtellen, und zu ver⸗ 
hindern, daß nicht immer neue Arbeitskräfte dahin geführt werden, 
wo die vorhandenen keine Verwendung finden. Die erſte Beding⸗ 
ung eines zufriedenen Gewerbeweſens iſt die richtige Bemeſſung 
der Arbeiter zur Arbeit, die natuͤrlich zunaͤchſt durch Vermehrung 
der Arbeit und nur wo dieſes unmoͤglich iſt, in Beſchraͤnkungen 
erſtrebt werden muß.) 

Artikel V. Schutz der Fabrikarbeiter. — Die Vorſorge muß 
nothwendig bei den Kindern beginnen. — Die erſte Rückſicht muß 
der Staat darauf nehmen, daß eine kraͤftige und geſunde Genera⸗ 
zion herangezogen wird. — Was dieſes verhindern koͤnnte, muß, 
ſo viel irgend moͤglich, weggeraͤumt werden; ſind nun auch die 
Schilderungen uͤber unnatuͤrliche Anſtrengung und rohe Behand⸗ 
lung der Kinder in den Fabriken in der Regel ungeheuer übertrie: 
ben, und werden auch alle Diejenigen, welche durch eigene Pruͤfung 
ſich ein kompetentes Urtheil gebildet haben, es dahin abgeben, daß 
ſie im Allgemeinen die Kinder, welche in Fabriken arbeiten, nicht 
weniger geſund, kraͤftig und munter gefunden haben, als diejenigen 


*) Lohn⸗ und Arbeitszeitminimum ſind ſchöne Träume! Aber ge⸗ 
fährlich if, ſich ihnen in dieſer nüchternen Welt voll Kampf hinzugeben. 
Das Weberlohnminimum in Chemnitz iſt bereits wieder aufgehoben. 
Deſſen Geſchichte iſt höchſt belehrend und wir werden einen ausführli⸗ 
chen Artikel darüber bringen. ; D. R. 

) In Sachſen (ſ. Nr. 94 v. J. 1848) wollen wir eine numeriſch 
gleiche Vertretung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Wahrſcheinlich 
werden die Werkführer auf Seite der letzteren gerechnet werden. Mit 
der Beſtimmung des Herrn Degenkolb werden die Arbeiter ſchwerlich 
zufrieden ſein. D. R. 

x) Dieſe Beſchränkung mag allerdings ſtatthaben, aber nur durch 
Selbſtbeſtimmung innerhalb einer beſtimmten Genoſſenſchaft (Innung, 
Fabrikbranche) zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, nicht aber durch 
Diktat von Dritten. Hr. Degenkolb will gewiß die Sache auch nur ſo 
verſtanden haben. D. R. 


aus den gleichen Schichten außer den Fabriken, ſo muß doch ſo 
viel zugegeben werden, daß durch zu frühe Anſtrengung die koͤr⸗ 
perliche Ausbildung gehindert wird und keine Verordnung zu ver⸗ 
hindern vermag, daß nicht in einzelnen Faͤllen die Kinder ihren 
Kräften nicht angemeſſene Arbeiten verrichten muͤſſen und misbraucht 
werden; daß ferner auch der Schulunterricht verhindert, oder auf 
wenige Stunden beſchraͤnkt, alſo der frühe Broderwerb nur auf 
Koſten der geiſtigen Ausbildung erreicht werden kann. Die Kinder 
ganz der Arbeit zu entziehen kann eben ſo wenig empfohlen werden, 
und zwar deshalb nicht, weil bei der ſtatifindenden Arbeit und 
Lohnverhaͤltniſſen die Arbeitskraft der Kinder, ſoweit als es ohne 
Nachtheil derſelben geſchehen kann, den Eltern zur Unterſtuͤtzung 
geſtattet ſein muß. Es wuͤrde eine Ungerechtigkeit gegen die Eltern 
ſein, die bei aller Anſtrengung die Mittel nicht erwerben koͤnnen, 
um eine zahlreiche Kinderſchaar zu erhalten, wenn man ihnen die 
Beihilfe derjenigen ihrer Kinder vorenthalten wollte, welche ihnen 
eine Unterftügung gewaͤhren koͤnnen, ohne ihre koͤrperliche oder gei⸗ 
ſtige Entwickelung zum Opfer zu bringen.) 

Die frühe Gewoͤhnung an Thärigkeit ſollte, ſobald die Kraft 
dazu vorhanden, zudem bei allen Klaſſen eher gefoͤrdert als verhin⸗ 
dert werden, da Arbeit der Beruf Aller iſt oder werden kann; bei 
denen aber, bei welchen die Arbeitskraft das einzige Kapital, Arbeit 
die Bedingung des Lebens iſt und die Kraft gebraucht werden muß, 
ſobald ſie ohne Befuͤrchtung dem Kapital, nemlich der Arbeitskraft, 
zu ſchaden, gebraucht werden kann, iſt die frühe Gewoͤhnung an 
Arbeit eine unbedingte Nothwendigkeit. In den Fabriken werden 
die Kinder nicht nur an Arbeit, ſondern auch an eine ſtets geregelte 
Arbeit, an Ordnung und Puͤnktlichkeit gewoͤhnt, und der Aufent⸗ 
halt in den Fabriken ſelbſt wird in der Regel ein reinlicher und 
geſunderer fein, als er in den engen, mit allen möglichen Duͤnſten 
angefuͤlten Wohnungen der Eltern fein kann. Diejenigen Kinder, 
welche nicht in den Fabriken untergebracht werden, werden haͤufig 
von den Eltern entweder zum Beiteln, zu muͤßigem Herumliegen 
veranlaßt, oder zu ſchweren, den Kraͤften unangemeſſenen Arbeiten 
verwendet. Ohne Eingriffe in Familienrechte wird der Staat eine 
ſolche Verkennung elterlicher Pflichten nie ganz verhindern koͤnnen, 
in der vorgeſchlagenen Beſchraͤnkung auf das 12te Lebensjahr wird 
aber nach allen Seiten hin, ſo viel erreicht als moͤglich iſt: 

1) Kommen die Kinder nicht fruͤher in Arbeit, als bis der 
Koͤrper gekraͤftigt und die Schulausbildung vorgeſchritten ſein kann. 

2) Wird den Eltern die Unterſtuͤßung der Kinder nicht ent⸗ 
zogen. 

3) Wird ein großer Theil der Kinder abgehalten vom Betteln 
und muͤßigen Herumtreiben und an Arbeit und Ordnung gewoͤhnt. 

4) Findet zwar durch die Beſchraͤnkung auf das 12te Jahr 
eine Verminderung der Dauer der in den Fabriken verwendeten 
Kinder ſtatt, aber eben dadurch ſteigt der Arbeitsverdienſt der Anz 
geſtellten und gewaͤhrt einigermaaßen den Eltern eine Ausgleichung 
dafür, daß die Kinder ſtatt fünf nur drei Jahre in Arbeit find, 

Bedenklich und in alle Arbeit⸗ und Lohnverhaͤllniſſe tief ein⸗ 
greifend, in feinen Wirkungen auf die Induſtrie faſt unberechenbar, 
iſt eine Beſchraͤnkung der Arbeitszeit erwachſener, ſelbſtſtaͤndiger 
Fabrikarbeiter. Soll mit einer Arbeitverminderung nicht auch eine 
Lohnverminderung eintreten, fo wird fe alle Lohnverhaͤltniſſe um⸗ 
ſtoßen und eine Erhohung hinter ſich herziehen, nicht blos des Ta⸗ 
gelohnes, ſondern aller und jeder Arbeit, was in Bezug auf die 
Konkurrenz mit dem Auslande ſehr wichtig iſt, und einzelne In⸗ 
duſtriezweige ſehr empfindlich treffen koͤnnte. Soll mit einer ver⸗ 
minderten Arbeitszeit zugleich eine entſprechende Lohnverminderung 
eintreten, ſo werden die Arbeiter ſelbſt dagegen proteſtiren. Es iſt 
zwar nicht von einer allgemeinen Verminderung der Arbeitszeit, 
ſondern nur von einem Maximum die Rede, aber fuͤr eine große 
Zahl Induſtrie⸗Anſtalten, die von der Mode, den Conjunkturen, 
den Einfläffen der/ Witterungsverhoͤltniſſe abhängen, wo eine Mehr⸗ 
arbeit in der einen Jahreszeit die Minderarbeit in einer anderen 
ausgleichen muß, bedingt entweder ein Marimum zugleich die Feſt⸗ 
ſezung eines Minimum der Arbeitszeit, oder die Wirkung iſt bier 
ſelbe, welche eine Lohnverminderung haben wuͤrde. Da der Feſt⸗ 
ſetzung eines Lohnminimum kein Fabrikant ſich unterwerfen kann, 


=) Alles ſehr wahr! 
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gegen die Verminderung des Arbeitverdienſtes die davon betroffenen 
Arbeiter aber proteſtiren werden, ſo wird vorausſichtlich die Diffe⸗ 
renz allein die Arbeitgeber treffen. 

Ich kenne ſehr wohl die wichtigen Folgen, welche aus einer 
ſolchen Beſtimmung ſich ergeben konnen, glaube aber dennoch, fie 
aufnehmen zu muͤſſen; es mußte mich vor Allem die Wahrnehmung 
leiten, daß durch alle Schichten der Geſellſchaft ein Widerwillen 
geht, künftighin noch die Arbeitskraft misbraucht und ausgebeutet 
zu fehen, wie es unlaͤugbar bisher zum Theil geſchehen ift, und 
vielleicht weniger in den Fabriken, als in der Hausinduſtrie, durch 
eigenen Willen zwar, aber im Gefuͤhle der Nothwendigkeit; zum 


Theil auch im Handwerke durch einen Misbrauch des usus. Für 


die Hausarbeit laͤßt ſich ein Arbeitsmaximum nicht einführen, aber 
es wird eine Beſtimmung, die beim Handwerke und in der ge⸗ 
ſchloſſenen Fabrikinduſtrie ausführbar iſt, von ſelbſt auf alle freie 
Arbeit ſich nach und nach ausdehnen und ſelbſt auf den Landbau 


übergehen, wo am geringſten gelohnt wird, und eben deshalb die 


Arbeitskräfte ſich nicht hinwenden wollen, die in den Städten und 
Fabriken überflͤſſig vorhanden find. Die Störungen in den Ar⸗ 
beitsverhaͤltniſſen, ſelbſt den Nachtheil bei denjenigen Induſtriezwei⸗ 
gen, welche mit dem Auslande im Auslande konkurriren, werden 
nur voruͤbergehend ſein, aber bleibend wird ein menſchlicheres Ver⸗ 
haͤltniß der Arbeit zum Lohne, ein kraͤftigerer, geſunderer und zus 
friedenerer Arbeiterſtamm werden. 9 
Die übrigen 69. erklaͤren ſich durch ſich ſelbſt, und nur über 
die vorgeſchlagenen Penſionskaſſen wird noch ein weiteres Eingehen 
erforderlich ſein. i 
Die Penfionskaffen ſollen nicht zugleich Kranken- oder Unter: 
ſtuͤtzungskaſſen fuͤr die Zeit der Arbeitsfähigkeit ſein; zu dieſem 
Zwecke ſind Unterſtuͤtzungskaſſen, durch welche die Arbeiter ſelbſt 
gegenſeitig ſich helfen ſollen, in Antrag gebracht. Die Penſions⸗ 
kaſſen ſollen dem hilflofen Alter, oder den in feinem Beruf ver: 
ungluͤckten Arbeiter die Subſiſtenzmittel ſichern. Jeder Arbeitsfaͤ— 
hige iſt berufen zur Arbeit, ſo lange die Arbeitskraft aushaͤlt, dieſe 
aber vermindert ſich oder hoͤrt ganz auf, waͤhrend die Beduͤrfniſſe 
dieſelben bleiben. Der Staat ſorgt fuͤr Die, die ihm lange gedient 
haben mit ihrer Arbeitskraft, wenn auch mangelhaft und in der 
Regel am wenigſten für die Klaſſen, die am angeſtrengteſten für 
ihn gearbeitet haben; hat nicht eben ſo gut jeder Arbeiter dem 
Allgemeinen gedient? und alſo nicht Jeder den gleichen Anſpruch 
auf die noͤthigen Subſiſtenzmittel in der Zeit, wo er nicht mehr 
arbeiten kann? 
Die Verweiſung an die Sparkaſſen iſt durchaus ungenuͤgend. 
Nur Wenige denken in guten Zeiten daran, daß ſchlechte 
kommen, und für Die, die ohne Zwang einen kleinen Theil ihres 
Einkommens zurücklegen, wird zu oft die Verſuchung kommen, bei 
außergewoͤhnlichen Beduͤrfniſſen, oder wirklicher Noth das Erſparte 
zuruͤckzunehmen. Es ſoll aber auch die Penſionskaſſe nicht von 
den Arbeitern, ſondern von den Arbeitgebern gebildet und erhalten 
werden, und zwar ohne Lohnkuͤzung. Es wird alſo der Fabrik⸗ 
Aae fo lange er im Beſitze feiner Arbeitskraft iſt, ſeinen vollen 
pi 90 fort erhalten, dennoch aber werden die Penſionen, die 
Almoſen fei da oder Verluſt der Kraft bezieht, nicht ein 
Arbeit und das er empfaͤngt, ſondern der Ausfluß ſeiner fruͤhern 
rbeit und ein Recht, auf welches er Anſpruch hat. Für den 
Arbeitgeber liegt keine Ungerechtigkeit darin, wenn er gezwungen 
wird, für die Arbeiter zu ſorgen, die ihm mit ihrer Kraft gedient 
haben; ein direkter Verluſt wird auch nur ſo lange fuͤr ihn daraus 
entſtehen, bis ſich alle Verhaͤltniſſe danach geregelt haben; nach und 
nach wird dieſe Ausgabe als Fabrikſpeſen in die Kalkulazion über: 
gehen, und die Waarenpreiſe danach ſich ebenfalls veraͤndern. Hoff⸗ 
entlich wird ein Weg gefunden werden, der dazu führt, die Pen⸗ 
en fuͤr jeden Arbeiter zu ſichern, mag er in Fabriken oder außer 


— 


1 Mit den Bedenken gegen Lohnminimum und Arbeitsminimum 

men einverſtanden, kommen wir nicht zu der Schlußfolgerung , 
daß da, wo ver freie Wille nichts vermag der Zwang etwas bewirken 
könne und müſſe. Wir würdigen voll und ganz die Uebel zu langer Ar⸗ 
beitszeit, und ſtreben nach Herbeiführung höherer Löhne, aber nur ver- 


möge organiſcher Entwickelung aus verbeſſerten Gewerbs⸗ und Handels⸗ 
verhältniſſen. D. R. 


dieſen ſeine Arbeitskraft verwenden. Es werden zu dieſem Zwecke 
alle Arbeiter in Gruppen ſich vereinigen müffen. *) 

Die Penfionsfäge haben billigerweiſe nach dem Arbeitsverdienſt 
erhoht werden muͤſſen, da die Penfionen in dem Verhältniß auszus 
werfen fein werden, wie die Lebensbeduͤrfniſſe nach Maaßgabe des 
Verdienſtes groͤßer oder geringer geweſen ſind. 

Daß Diejenigen welche uͤber 6 Thlr. per Woche verdienen, 
ihre Penſion von ihrem Einkommen ſelbſt bilden koͤnnen, wird 
nicht beſtritten werden, ſo wie auch anerkannt werden wird, daß 
eine gewiſſe Arbeitszeit erſt Anſpruch auf Penſion gewaͤhren kann. 
Im Entwurfe ſind fuͤnf Jahre angenommen. 

Frankfurt, 1. November 1848. ; 


T Denkſchrift 
des böhmiſchen Gewerbvereins 


über den Anſchluß Oeſterreichs an den deutſchen 
Zollverein. 


In der Zeitſchrift des boͤhmiſchen Gewerbvereins iſt die im 
Titel näher bezeichnete Denkſchrift erſchienen. Sie iſt ein wichtiges 
Dokument uͤber die Anſichten, welche uͤber jenen Anſchluß in der 
genannten bedeutenden Körperfhaft herrſchen; wie fie anderſeits be⸗ 
zeichnende Fingerzeige gibt uͤber die beziehentlichen Standpunkte der 
wichtigſten Gewerde in Oeſterreich und im Zollvereine. Im All⸗ 
gemeinen laͤßt ſich aus der Schrift, wenn auch nicht gerade eine 
entſchiedene Abneigung eines Anſchluſſes erkennen, wol aber die 
größte Vorſicht, diefen Anſchluß nur unter Vorausſetzung der ſorg⸗ 
faͤltigſten Wuͤrdigung aller einſchlagenden Verhaͤltniſſe vorzunehmen. 
Wenn man gerecht fein will, fo kann man auch keineswegs dieſe 
Vorſicht verwerflich finden. Wir haben es zum Oefteren aus⸗ 
geſprochen, daß Oeſterreich ganz beſondere Ruͤckſicht zu nehmen hat 
auf feine unverkennbar hoͤchſt eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe. Man 
kann es dieſem Staate, der zum groͤßten Theil aus nicht deutſchen 
Ländern und nicht deutſchen Volks⸗Elementen beſteht, nicht verar- 
gen, wenn er vorzugsweiſe die fiskaliſche und volkswirthſchaftliche 
Seite der Frage ins Auge faßt, und von ihm Nazional Ruͤckſichten 
nur als untergeordnete betrachtet werden. Wir im Zollvereine haben 
keine Urſache uns zu beklagen, wenn man auf öfterreichifcher Seite 
gewiſſenhaft in Erwaͤgung zieht, ob man von einem Anſchluß an 
uns Vortheile ziehen kann, die wenigſtens nicht außer Verhaͤltniß 
zu den Nachtheilen ſtehen, welche vorausſichtlich die in vielen Zweigen 
ſehr weit geförderte Zoll-Vereinslaͤndiſche Induſtrie der oͤſterreichi⸗ 
ſchen wenigſtens im Anfange des Verbandes zufügen wird. Alters 
dings wird uns Oeſterreich in ſeinen vielen Ackerbau treibenden Ge⸗ 
genden, vorausgeſetzt, daß ſie alle in den großen Zollverein mit 
aufgenommen wuͤrden, und vorausgeſetzt, daß Oeſterreich mit feinen 
ungariſchen und italieniſchen Provinzen uͤberhaupt wieder in Ord⸗ 
nung kommt, einen guten Markt für unſere Induſtrie bieten; aber 
auf der andern Seite beweifen uns die Zollregiſter, daß wir im 
Zollvereine noch ſehr viel brauchen, und gern aus angeborener Lieb⸗ 
) Diefen Grundſätzen fimmen wir ganz bei, und hoffen, daß es 
dem ernſten von allem Sonderintereſſe freien Zuſammenwirken aller Be⸗ 
theiligten gelingen werde, einen Weg ausfindig zu machen, das Beſtehen 
ſolcher Penſionskaſſen ſicher zu ſtellen. Wir in Sachſen beſchäftigen uns 
eifrig mit dieſer Aufgabe, und der Kommiſſion in Dresden wird ein 
Plan vorgelegt und hier beſprochen werden, der in ſeinen Grundzügen 
mit dem Hrn. Degenkolb viel gemein haben muß und den wir feiner Zeit 
veröffentlichen werden. In dieſer Richtung iſt allerdings eine Verbeſſe⸗ 
rung des Looſes unſerer Arbeiter ausführbar und wenn auch die Auge 
führung ſehr ſchwer und die richtige Durchführung, die größte Behutſam⸗ 
keit und die genaueſte Berechnung aller Mittel und Kräfte erfordert, ſo 
iſt doch das Ziel ſo groß, daß man kein Opfer und keine Mühe ſcheuen 
darf um daſſelbe zu erreichen. Als Grundlage einer Penſionskaſſe muß 
die Verpflichtung aller Arbeitgeber eines möglichſt großen Bezirks genom⸗ 
men werden: in Verhältniß des überhaupt gezahlten Lohnes zu ſteuern; 
und dies kann, ohne einen nicht zu wünſchenden Einblick in die 
Geſchäfte zu veranlaſſen, durch eine Einrichtung geſcheben, auf die ſpä⸗ 
ter einmal zurückzukommen iſt. D. R. 
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haberei von dem Auslande kaufen — und Oeſterreich wird von uns 
uͤbrigen Deutſchen aus langer Gewohnheit vollkommen als Aus⸗ 
land betrachtet — daher es ſich ſichere Hoffnung machen kann, daß 
es uns einen großen Theil unſerer Beduͤrfniſſe, die wir gegenwaͤrtig 
von anderen Induſtrielaͤndern erhalten, zuführen werde, und wenn 
auch nicht lauter Manufakte, ſo doch eine Menge von Rohſtoffen, 
an denen Oeſterreich reich iſt, wie faſt kein anderes Land, und de⸗ 
ren Einfuhr wegen des Mangels faſt aller irgend bedeutenden Han⸗ 
delsverbindung zwiſchen Oeſterreich und uns gegenwaͤrtig faſt Null 
if. Daher kann eine Abmeſſung des kuͤnftigen Standpunktes bei⸗ 
der Induſtrieen, der Zoll⸗Vereinslaͤndiſchen und der Oeſterreichiſchen, 
nach Zahlen und Werthen eigentlich keinen ſichern Anhalt geben, 
wenn man dadurch ſtaatswirthſchaftlich ermitteln will, ob ein An⸗ 
ſchluß dieſſeits oder jenſeits zum Nutzen oder Schaden gereichen 
werde. Es iſt leicht moͤglich und kann zugegeben werden, daß eine 
oder die andere Induſtrie in Oeſterreich nach dem Anſchluß leiden, 
ſogar bis zum Verſchwinden erdruͤckt werden kann, waͤhrend auf 
der andern Seite dort Produkzionen emporkommen, die auf Landes 
Art und Kraft begründet, eine Dauer und Unerſchoͤpflichkeit beur⸗ 
kunden, welche die rein gewerblichen Arbeitszweige deswegen nicht 
immer haben, da die Konkurrenz ſchlechterdings nicht im Inlande, vom 
Auslande herein aber nicht ganz abgeſperrt werden kann, denn der 
Schleichhandel weiß ſeine Wege ſchon zu finden. Die Produkzion der 
Rohſtoffe und neben ihnen die unentbehrlichen Halbfabrikate bleiben, 
wenn ſie von einer großen konſumirenden Bevoͤlkerung in nicht zu 
großer Entfernung unterſtuͤtzt werden, immer die ergiebigſten und 
ſicherſten Verdienſt⸗Quellen für eine Arbeiter⸗Bevoͤlkerung. Sie 
ſind Hemmniſſe gegen das Ueberhandnehmen des Proletariats, waͤh⸗ 
rend man einen, wenn auch langſam doch dauernd zunehmenden 
Wohlſtand am Meiften ſich von ihnen verſprechen kann. Obgleich 
wir eifrige Freunde der fortbildenden Induſtrie ſind, wohnt uns 
doch nicht die Befangenheit bei, Zuſtaͤnde nicht zu ſchaͤtzen, welche 
mehr als die durch die Bevoͤlkerungs⸗Verhaͤltniſſe nothgedrungen her⸗ 
beigeführte Fabrik- und Manufaktur⸗Induſtrie die Buͤrgſchaft eines 
dauerhaften, gedeihlichen Zuſtandes bieten. Einen anderen wichti⸗ 
geren Grund, der es den oͤſterreichiſchen Induſtriellen bedenklich er⸗ 
ſcheinen läßt, ſich dem Zollverein anzuſchließen, finden ſie im Man⸗ 
gel eines angemeſſenen und vernuͤnftigen Tarifs, und zweifeln auch 
fehr, daß wir in der naͤchſten Zeit dahin gelangen werden. — Daß 
ſich Oeſterreich nicht zum Anſchluß entſchließen werde, wenn wir zuvor 
nicht den Grundſatz: „Schutz der Arbeit und ein beweg⸗ 
liches Zollſyſtem“ bei uns zur vollen Geltung gelangen laſ⸗ 
ſen, daruͤber kann man ſich durchaus nicht wundern. Ebenſo 
gewiß iſt es aber auch auf der anderen Seite, daß wir im Zoll⸗ 
vereine gar keine andere Gewerbspolitik gegen das Ausland anneh⸗ 
men koͤnnen, als eben jenen Grundſatz; und daruͤber werden die 
Regierungen und die Freihandelsmaͤnner noch viel klarer werden, 
als fie es jetzt ſchon im Herzen find. Man wird eben mehr thun 
muͤſſen als ſeither, weil mehr verlangt werden muß nach Jahren 
der größten Entbehrung und der tiefſten Entwuͤrdigung. Man 
wird aber auch zugleich das Syſtem beweglich machen, um überall 
das rechte Maaß zu finden, wenn man es nicht gleich getroffen 
hat, denn wir find ebenſo wenig mit unſerem igegenwaͤrtigen Tarif 
zufrieden wie die Freihaͤndler, freilich aus anderen Gruͤnden als 
ſie. Mit einem ſolchen Zollſyſtem wird Oeſterreich auch auskommen 
Eönnen, denn das bis vor Kurzem dort gültig geweſene Prohibitiv⸗ 
Syſtem hat in manchen Zweigen die oͤſterreichiſche Induſtrie zuruͤck⸗ 
gehalten anſtatt gefördert, Sehr bemerkenswerth find die Aeuße⸗ 
rungen des Berichts Über die Eiſen⸗Induſtrie, für die Oeſterreich 
Betriebs⸗Elemente in ſeinem Schooße birgt, wie vielleicht kein zwei⸗ 
tes Land der Erde, und die in den Haͤnden des Staates und ei⸗ 
niger großer Grundbeſitzer ſehr ſchlecht benutzt worden iſt, um zu⸗ 
gleich mit der Schoͤnheit des Produkts, auch deſſen Wohlfeilheit 
zu erzielen. Wie ſich aber die Anſchlußfrage auch noch geſtalten möge, 
ſo viel glauben wir den jenfeitigen, unſerer Geſinnung befreundeten 
Induſtriellen verſichern zu koͤnnen, daß, wenn unſere dieſſeitigen 
Induſtriellen auch die Kräfte und Thaͤtigkeit Oeſterreichs nach Ver⸗ 
dienſt und Wuͤrdigung im vollſten Maaße zu ſchaͤtzen wiſſen, fie 
dennoch gern die Schlagbaͤume fallen ſehen, die fie von ihren öfter: 
reichiſchen Brüdern trennen. 
E M W 


„Bei Eroͤrterung der Frage, ob ein Anſchluß Oeſterreichs an 
den deutſchen Zollverein wuͤnſchenswerth iſt, glauben wir in erſter 
Reihe die ſozialen und volkswirthſchaftlichen Intereſſen nicht blos 
Boͤhmens, ſondern der ganzen Monarchie, dann aber die fiskaliſche 
Seite fuͤr den Staat beruͤckſichtigen zu muͤſſen. Der boͤhmiſche 
Gewerbverein ſtellt ſich bei der Loͤſung dieſer wichtigen Frage, weil 
fie materieller Natur iſt, auf den nazional⸗oͤkonomiſchen Stande 
punkt; er glaubt weder auf politiſche Gruͤnde, noch nazionale Be⸗ 
denken Ruͤckſicht nehmen zu duͤrfen; denn er haͤlt ſich Überzeugt, 
daß, im Falle eine politifche Vereinbarung Oeſterreichs mit dem 
neuen Deutſchland der gemeinſamen Sicherheit wegen zu einem 
Abſchluſſe kommen ſollte, dadurch eine Gemeinſchaft in der Pflege 
materieller Intereſſen noch nicht bedingt wird, und dieſe dann erſt 
ſtattfinden darf, wenn fie ohne Nachtheil für Oeſterreichs volks⸗ 
wirthſchaftliche Intereſſen geſchehen kann. — Ebenſo waͤren nazio⸗ 
nale Bedenken gegen einen Anſchluß nur ſekundaͤrer Natur; denn 
der Gewerbs⸗ und Kaufmann iſt als ſolcher Kosmopolit, ihm iſt 
jede Nazionalitaͤt achtungswerth, wo er mit Erfolg auftritt, — er 
macht blos Unterſchiede in der Bildungsſtufe der Voͤlker; denn da⸗ 
von haͤngt der Kredit und die Sicherheit des Verkehrs ab. 

Weil jedoch das Gedeihen einer Gemeinſchaft in der Pflege 
materieller Intereſſen nicht allein dadurch bedingt wird, daß man 
nach einem Ziele flrebt, ſondern auch vor Allem nothwendig iſt, 
daß man von einem gleichen Standpunkte ausgeht, da, wo dieſe 
Grundbaſis fehlt, die Gemeinſchaft nur für einen Theil nuͤtzlich, 
für den andern aber nachtheilig iſt: darum wollen wir vorurtheils⸗ 
frei pruͤfen, ob und in wie weit Oeſterreich, insbeſondere unſer 
Boͤhmen in ſozialer und gewerblicher Beziehung mit Deutſchland 
auf einer gleichen Stufe ſteht, und wir wenden uns darum vorerſt 
zur ſozialen Seite der Anſchlußfrage. 

Es iſt gewiß eine allgemeine Ueberzeugung, daß im ſozialen 
Voͤlkerleben gegenwaͤrtig „die Arbeit“ die wichtigſte Zeitfrage bildet; 
denn ſie iſt die einzige rechtmaͤßige Quelle der Ehre, der Achtung 
und des Wohlergehens! 

Schutz, Veredlung und Belebung der Arbeit ſtellen wir daher 
zum erſten Grundſatze eines Volkes und ſeiner Regierung auf; 
wir verlangen, daß die Unabhaͤngigkeit der Arbeit eines Volkes vom 
Auslande nicht nur anerkannt, ſondern auch grundgeſetzlich feſtge⸗ 
ſtellt werden ſoll, und meinen, daß das Prinzip der Arbeitsbeſchüͤ⸗ 
gung beſonders in unferem unabhängigen Oeſterreich Platz greifen 
kann, weil ſich damit die direkten fiskaliſchen Ruͤckſichten recht wohl 
vereinigen laſſen. 

Wir erblicken ferner in der Beſchuͤtzung und Belebung einer 
nutzbringenden, auf ſoliden inlaͤndiſchen Bedarf und Abſatz begruͤn⸗ 
deten Gewerbsthaͤtigkeit eine nachhaltige Abwehr gegen das Auf⸗ 
kommen eines Proletariats; in Staaten, wo dieſes der Fall iſt, 
werden zu keiner Zeit große Verazionen in dem Werthe der Arbeit 
eintreten. — Wol kann ein Handel mit Produkten der Gewerbs⸗ 
thaͤtigkeit, auf auswärtigen Abſatz verwieſen, mitunter auch glaͤn⸗ 
zende Refultate liefern, er entbehrt jedoch jede feſte Baſis, iſt haͤu⸗ 
figen Schwankungen unterworfen, und gefährlich für die ſozialen 
Verhaͤltniſſe deshalb, weil er nur dann behauptet werden kann, 
wenn die Gewerbsthaͤtigkeit zum Außerſten angeſpannt wird. Jede 
Geſchaͤftsſtockung macht ſich unter ſolchen Verhaͤltniſſen fühlbar, es 
treten damit Arbeitsunterbrechungen ein, die Arbeit verliert ihre 
Sicherheit und ſinkt im Werthe. 8 
ö Wir hoffen im Verlaufe unſerer Abhandlung, zu zeigen, daß 
Oeſterreich in ſich noch einen großen Raum zur Ausdehnung für 
die Arbeit befigt und deshalb nicht nothwendig hätte, Zollverbin⸗ 
dungen mit ſolchen Nazionen anzuſtreben, die wie jene im Zollver⸗ 
bande in den gewerblichen Leiſtungen im Allgemeinen uns voraus 
find und nur in einigen auf keiner hoͤhern Stufe als wir ſtehen. 
Nicht unerwaͤhnt duͤrfen wir laſſen, daß der Werth der Arbeit be⸗ 
ſonders in unſerem Böhmen darum ſteigen wird, weil nach Auf⸗ 
hebung des Robot der große Grundbeſitz durch bezahlte Hände 
bebaut werden muß und die nothwendige Anſtrebung nach Ver⸗ 
vollkommnung unſerer Agrikultur⸗Verhaͤltniſſe ſicher eine größere 
Anzahl Arbeiter als ſeither in Anſpruch nehmen wird. — 

Gern haͤtten wir bei dieſer Gelegenheit einen ziffermaͤßigen 
Nachweis uͤber die Summe der unentgeltlichen Robottage in ganz 
Boͤhmen geliefert und hierdurch beilaͤufig berechnen wollen, welche 
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Quota davon nunmehr vom großen Grundbeſitze entgolten werden 
muͤſſe; allein die betreffenden offiziellen Daten find deim Landes⸗ 
Kataſter nicht vorhanden geweſen. Gewiß iſt es jedoch, daß in der 
Folge große Summen für landwirthſchaftliche Arbeiten bezahlt were 
den müſſen, waͤhrend die Volksthaͤtigkeit dafür bisher nichts 
empfing. 

Aus der Freigebung des Grund und Bodens wird endlich 
unzweifelhaft ein vermehrter Wohlſtand, und durch dieſen ein größe: 
rer Verbrauch in den Erzeugniſſen der Gewerbsthaͤtigkeit ſtattfinden; 
und bleibt die Befriedigung deffelben blos der öfterreichifchen Ger 
werbethaͤtigkeit vorbehalten, dann ſteht Oeſterreich den Gefahren ei— 
nes Proletariats, aus Mangel an Arbeit hervorgegangen, ſicher auf 
lange Zeit noch ferne, und es koͤnnen daher ſoziale Erſchuͤtterungen 
auch nachhaltig vermieden werden. Jedoch iſt der Staat verpflich⸗ 
tet, neben der Aufſtellung des Grundſatzes „Schutz der Arbeit“ — 
auch das Verhaͤltniß der Arbeiter zu den Arbeitgebern in Induſtrie⸗ 
und Gewerbefache durch Geſetze zu regeln, beſonders aber durch 
eniſprechende Schulen den Arbeiter auf einen hoͤhern intellektuellen 
und moraliſchen Standpunkt zu bringen, daß die Arbeit den Men⸗ 
ſchen veredelt und die Urquelle der Ehre, der Achtung und des 
Wohlergehens ift. 

Nach Schnabel's Tabellen 1846 find bei den Groß: und 
Kleingewerben, uͤberhaupt Kommerzial⸗Gewerben in Boͤhmen allein 
803,730 Individuen beſchaͤftigt geweſen, und dieſe große Zahl wird 
am beſten für die Nothwendigkeit einer Beruͤckſichtigung unſeres 

Vorderſatzes ſprechen. 

Gegen die Meinung: „Oeſterreich, auch wenn es ſeine Son⸗ 
derſtellung in materieller Beziehung aufrecht erhält, liegen die Ge: 
fahren eines aus Arbeitsmangel hervorgegangenen Proletariats 
ferne“, halte man uns ebenſowenig die Noth, wie ſie leider in 
unſerem Erz⸗ und Rieſengebirge öfter vorkommt, als die juͤngſt 
aufgetauchte Arbeitsnoth in Prag und Wien entgegen; denn die 


letztere war blos voruͤbergehender Natur, eine natürliche Folge der 


durch das plöglihe Zuſammenſtuͤrzen des alten Regierungsſyſtems 


um alles Beſtehende entſtandenen Furcht und einer aus dem ge⸗ 


ſchwundenen Vertrauen hervorgegangenen allgemeinen Geſchaͤfts⸗ 
ſtockung; auch hahen vielleicht bei dieſen Erſcheinungen die mit der 
letzten franzoͤſiſchen Revoluzion mit an den Tag gekommenen Louis 
Blanc 'ſchen kommuniſtiſchen Lehren ihre Tragweite mitverſuchen 
wollen. 

Ebenſowenig als dieſe Erſcheinungen ſpricht gegen unſere Be⸗ 
hauptung, die ſich oͤfter wiederholende Noth im Erz- und Rieſen⸗ 
gebirge; denn dieſelbe hat ihren alleinigen Grund darin, daß ſich 
die dortigen Bewohner mit der Erzeugung von Artikeln befaſſen, 
die — wie im Erzgebirge das Spitzenkloͤppeln und die Tuͤll⸗Naͤ⸗ 
therei — der Mode, daher haͤufigen Fluktuazionen unterworfen ſind, 
oder wie im Rieſengebirge die Handleinengarn⸗Spinnerei in einem 
fruchtloſen Kampfe gegen die Macht der Maſchinenleiſtungen ſich 
abmuͤhen und natuͤrlicherweiſe ſich dabei immer mehr erſchoͤpfen. 

Die haͤufige Wiederkehr der Noth im Erzgebirge kann nur 
dadurch paralyſirt werden, wenn die Erzeugung ſolcher Induſtrie⸗ 

egenſtaͤnde (wie Strohgeflechte, Uhren, vorzuͤglich Schwarzwaͤlder, 
Schafwolkämmertien) dahin verpflanzt wird, die der Mode weniger 
unterworfen ſind, ſowie auch durch eine Wiederbelebung des ganz 
darniederliegenden Bergbaues auf Staatskoſten. 

Ilm Rirfengebirge helfen gegen die vorhandene Noth aber keine 
Palliativen, wie z. B. die Einfuͤhrung eines verbeſſerten Hand⸗ 
ſpinn⸗Verfahrens. Das einzige Mittel, um die Leinen⸗Fabrikazion 
wieder zu ihrer alten Bedeutung für Böhmen zu bringen und ei⸗ 
nen ausgiebigen Export möglich zu machen, erkennen wir nur in 
der Errichtung einer hinreichenden Zahl von Flachs⸗Maſchinenſpin⸗ 
nereien, beſonders weil unſer Land das Rohprodukt in ausreichen: 
der Menge produzirt, ein Theil der dadurch entbehrlich werdenden 

andſpinner hierbei, der groͤßere Theil aber bei der ſich dann gewiß 
mehr ausbreitenden Leinweberei nicht nur Beſchaͤftigung, ſondern 
auch einen hoͤhern Verdienſt finden wird. 

„Der boͤhmiſche Gewerbverein kann bei dieſer Gelegenheit nicht 
umhin, weil es zur ſozialen Frage gehoͤrt, ſeine Ueberzeugung dahin 
auszuſprechen, daß, je mehr mit Hilfe der Maſchinen die Erzeu⸗ 
gungskoſten eines nͤͤtzlichen Fabrikates verringert werden, deſto groͤ— 
ßer deſſen Anwendung und Verbrauch wird, und daß auch um fo 


beſſer die dabei beſchaͤftigten Arbeiter bezahlt werden und endlich 
auch eine größere Anzahl dabei Beſchaͤftigung finden. 

„Aus der Vereinigung des Geiſtes mit der Menſchenhand ſind 
die Maſchinen hervorgegangen, — fie haben, wie es England bes 
weiſt, die glaͤnzendſten Erfolge geliefert. Niemand darf eine Grenze 
ſetzen wollen, wo der göttliche Funke aufhören ſolle zu wirken; 
denn es waͤre dies ebenſo ſehr eine Toͤdtung des Geiſtes, als eine 
Verwilderung der Arbeit. 

Uebrigens hegt der boͤhmiſche Gewerbverein die Ueberzeugung, 
daß ein geiſtiger und produktiver Wettkampf unter den verſchiede⸗ 
nen Voͤlkerſchaſten Oeſterreichs das beſte Mittel ſei, die durch na⸗ 
zionale Eiferſucht entzweiten Gemuͤther wieder auszuſoͤhnen, — die 
Monarchie groß und maͤchtig beifammen zu halten — insbeſondere 
unſerem ſchoͤnen Boͤhmen den Frieden und die Eintracht wiederzugeben. 

Er glaubt ferner, daß neben der Macht auch das materielle 
Wohl Oeſterreichs, die unverkuͤrzte Erhaltung eines Staaten⸗Kom⸗ 
plexes, wie er ſeit dem Frieden vom J. 1815 beſtanden hat, noth⸗ 
wendig bedingt, beſonders nachdem die Gleichberechtigung der Na⸗ 
zionalitäten ſtaatsgrundgeſetzlich feſtgeſtellt iſt, und daß Oeſterreich 
politiſch und materiell erſt zur Einheit zu gelangen ſuchen muß, 
che es Zollvereinbarungen mit Nachbarländern anſtreben kann. Es 
müſſen alſo vorerſt die Zollſchranken dort fallen, wo die Voͤlker 
Oeſterreichs noch durch ſelbe — wie von Ungarn — geſchieden 
find; als ganzes Oeſterreich muͤſſen wir auch bei Handels-Allianzen 
eintreten, denn dann haben wir viel zu bieten, und wir werden in 
dieſem Falle auch ſicher unſern materiellen Intereſſen mehr zuſa⸗ 
gende Konzeſſionen erwirken. 

Schließlich müßte der boͤhmiſche Gewerbeverein den allenfaͤlli⸗ 
gen Anſchluß Oeſterreichs an den deutſchen Zollverein an die uns 
erlaͤßliche Bedingung knuͤpfen, daß vorher die noch außer dem 
Vereine befindlichen außeroͤſterreichiſchen deutſchen Staaten in den 
Zollverband eintreten; denn nur durch den Beitritt von Hannover, 
Mecklenburg, Oldenburg u. ſ. w. koͤnnte Oeſterreich, da dieſe Laͤn⸗ 
der keine nennenswerthe Induſtrie beſitzen, einen kleinen Erſatz fuͤr 
die Oeffnung jener Provinzen finden, die ſich blos mit dem Acker⸗ 
bau beſchaͤftigen. Ferner muͤßte im Zollverein vorher noch der von 
uns angefuͤhrte und von der großen Mehrzahl als richtig anerkannte 


Grundſatz („ausreichender Schutz der Arbeit“) volle Geltung er: 


langen; denn der Vereins⸗Tarif, wie er bisher beſtanden hat, iſt 
mehr ſiskaliſcher Natur geweſen, und die insbeſondere aus Suͤd⸗ 
deutſchland jahrelang daruͤber geführten Klagen beweiſen, daß die 
Arbeit in den Zollvereinsſtaaten den ihr gebuͤhrenden Schutz noch 
nicht gefunden hat. Wir koͤnnen uns daher auch in unfern Ber 
trachtungen uͤber den Zollverein nur daran halten, wie er ſeither 
prinzipiell und in ſeinem Umfange beſtanden hat; denn ungewiß iſt 
es, ob die gegenwaͤrtig von Frankfurt ausgehenden Beſtrebungen 
nach Erweiterung des Zollgebietes und einer beſſern Beſchuͤtzung 
der deutſchen Arbeit, als es ſeither der Fall geweſen iſt, fi ver⸗ 
wirklichen werden. 

Indem wir nun zur Beleuchtung der Anſchlußfrage von na⸗ 
zional⸗oͤkonomiſchen Standpunkte aus übergehen, ſcheiden wir die 
induſtrielle Volksthaͤtigkeit in Groß: und Kleingewerbe. 

Ueber die Aufforderung des Gewerbevereins ſind in Betreff 
der Anſchlußfrage 234 Eingaben eingegangen. Die meiſten derſel⸗ 
ben gehen von Zünften und Korporazionen im Namen des Ge⸗ 
werbſtandes ganzer Städte, Ortſchaften und Gegenden aus. Nach 
genauer Sonderung dieſer Eingaben ergab ſich folgendes Reſultat: 

Fuͤr den Auſchluß Oeſterreichs an den deutſchen Zollverein 
ſprachen ſich aus 

34 Fabrikanten, 

4 Kaufleute, 

1 Landwirth, 

1 Getreidehaͤndler, 

155 Zünfte (alle aus deutſchen Gegenden). 

Dazu kommen noch 8 Staͤdte mit ihren Innungen, deren 
Zahl nicht unterſchieden werden kann. 

Gegen den Anſchluß ſprachen ſich aus 

16 Fabrikanten, 

106 Webwaaren⸗Erzeuger, darunter auch mehrere Druckfabri⸗ 
kanten aus Warnsdorf und Umgegend in Namen von 
12—15,000 Lohnarbeitern, 


so 


303 Zuͤnfte (aus deutſchen und böhmifchen Gegenden), 
1 Stadt mit ihren Innungen, deren Zahl nicht unterſchie⸗ 
den werden kann. 
Außerdem uͤberlaſſen 11 Zuͤnfte und 4 Staͤdte die Entſcheidung 
der Anſchlußfrage der General⸗Direkzion des Gewerbvereins; 
1 Stadt ſchließt ſich der Anſicht des Prager Handwerker⸗ 
ſtandes an. (Fortſetzung folgt.) \ 


4 Zur Schutzzollfrage. 


Herr Carl Junghans hat einen kleinen Auszug ſeines 
Werks: „Der Fortſchritt des Zollvereins“ unter dem Titel: „Die 
Fabrikinduſtrie des Zollbereins“ (keine Schutzzölle nur Finanzzolle) 
in die Welt geſchickt, und wird dieſe Schrift mit noch zwei andern 
Schriften: „Die Volkswirthſchaftslehre fuͤr Jedermann“ und „Ent⸗ 
wurf zu einem Zolltarif für das vereinte Deutſchland“ (vom Frei⸗ 
haͤndler⸗Kongreß in Frankfurt a. M.) und vom Handelsvorſtand in 
Leipzig gratis verſchickt. Es iſt hier der Ort nicht die vielen Irr⸗ 
thuͤmer und Unzukoͤmmlichkeiten zu widerlegen und zuruͤckzuweiſen, 
welche in jenen Schriften enthalten find. In der Deutſchen Ger 
werbezeitung iſt ſeit Jahren genugſam nachgewieſen, daß eine ädht 
deutſche Handels⸗ und Induſtriepolitik zunaͤchſt nicht auf den Frei⸗ 
handel mit Finanzzoͤlen gebaut fein darf, fondern daß unfere Vers 
haͤltniſſe ein vernünftiges bewegliches Schutzzollſyſtem erheiſchen, das 
jedoch in unſeren gegenwaͤrtigen Zolltarif nicht zu finden iſt. 

Im erſtgenannten Schriftchen iſt auch meiner, des Unterzeich⸗ 
neten gebacht und ein Auszug aus einem von mir verfaßten Arti⸗ 
kel uͤber ſaͤchſiſche Baumwollſpinnerei (Induſtrielle Zuſtaͤnde Sach⸗ 
ſens von F. G. Wieck, Chemnitz 1840) gegeben worden, durch 
den ich dargethan haben ſoll, daß die Spinnerei vor dem Zollver⸗ 
eine ſich recht wohl befunden habe. Aus der angezogenen Stelle 
geht aber nur hervor, daß es Zeiten vor Sachſens Anſchluß an 
den Zollverein gegeben hat, wo die Baumwollſpinnerei ſich wohl 
befand. Und das iſt wahr! Aber wird dadurch bewieſen, daß ſie 
ſich jetzt wohlbefinden? Wenn Herr Junghans Stellen anfuͤhrt aus 
Artikeln, die ich Unterzeichneter ſchrieb und fuͤr die ich auch heute 
noch einſtehe, ſo wolle Herr Junghans kuͤnftig die Ergaͤnzung ſol⸗ 
cher Stellen nicht auslaſſen, ohne welche ſie nicht recht verſtaͤndlich 
ſind. Seite 61 jenes angezogenen Werks iſt ausdruͤcklich von mir 
geſagt, „daß der Zoll von 2 Thaler kein Schutzzoll, ſondern ledig⸗ 
lich ein Finanzzoll ſei.“ Seite 81 erklaͤrte ich: „Gelingt es der 


deutſchen Spinnerei durch das kuͤnſtliche Mittel eines maͤßigen 
Schutzzolls, einer Art Ausgleichungsſteuer, die geographiſchen und 
pekuniaͤren Vortheile der engliſchen Konkurrenz zu uͤberkommen und 
der Standpunkt, den dieſe in techniſcher und fabrikoͤkonomiſcher 
Durchbildung nimmt, auch zu erreichen, was keineswegs als eine 
Unmoͤglichkeit betrachtet werden kann, ſo wird die deutſche Spinne⸗ 
rei die Wunde ausheilen, die ihr geſchlagen. Kraͤftig wird ſie da⸗ 
ſtehen und endlich im Stande fein, ohne allen Schutz jeder Mit: 
bewerbung die Spitze zu bieten, um redlich mitzueifern, das ideale 
Ziel einer razionalen Volkswirthſchaft „„Allgemeine Handelsfreiheit““ 
eine Wahrheit werden zu laſſen, keinesweges aber noͤthig haben, 
wie die Engländer es thun, fie zum Deckmantel ſelbſtiſcher Son: 
derintereſſen zu machen.“ Dieſe Worte ſtehen mitten in der vor 
10 Jahren geſchriebenen Stelle, welche Herr Junghans aus meinem 
Artikel zitirt. Er haͤtte ſie nicht unterdruͤcken ſollen. — Unter 
einem mäßigen Schutzzoll verſtehe ich aber 4— 10 Thlr. für 
den Zentner Garn nach Qualitaͤt unter Vorausſetzung von Aus⸗ 
fuhrpraͤmien (Ruͤckzoll) für ausgehende zollvereinslaͤndiſche Baum⸗ 
wollwaare. Wk. 


Drieflihe Mittheilungen 
und Auszüge aus Zeitungen. 


Einfuhr von Zwirnſpitzen und mit Baumwolle ge⸗ 
miſchten Spitzen nach Nordamerika. Einem Berichte des bel⸗ 
giſchen Generalkonſuls in Neu⸗Jork zufolge betrug die Einfuhr von 
Zwirnſpitzen und mit Baumwolle gemiſchten Spitzen nach Nordamerika 
im Jahr 1846 von England für 689,866 Dollars, von Frankreich für 
237,577 D., den Hanſeſtädten für 51,652 D., von Belgien nur für 983 
D. Der größte Theil der in den Vereinigten Staaten verkauften Spitzen 
iſt engliſches Fabrikat, darauf folgen die unächten franzöſiſchen. Die 
Preiſe, wozu verkauft wird, find ſehr hoch. Spitzen, die man in Bels 
gien zu 1 Fr. 50 C. pr. Elle kaufen kann, werden in Neu⸗Jork zu t 
Dollar pr. Yard verkauft. Der Zoll if 20 Proz. für Zwirnſpitzen und 
25 Proz. für mit Baumwolle gemiſchte. Der Konſul iſt der Anſicht, daß, 
wenn gute belgiſche Spitzen zu mäßigen Preiſen zu haben wären, die 
amerikaniſchen Damen, die viel Geſchmack haben, ſie den engliſchen vor⸗ 
ziehen würden. Ein Verſuch mit Brüſſeler Spitzen wird empfohlen, doch 
ſollten dieſelben nicht mehr als 3—4 Frks. pr. Yard in Belgien koſten. 

C. 3.) 


Allgemeiner Anzeiger. 


112—13] Unter der Preſſe befindet ſich und wird im Selbſt⸗Verlage des Verfaſſers erſcheinen: 


Die Ultramarin -Fabrikazion. 


nach 
ihrem gegenwärtigen techniſchen Standpunkte. 


Anleitung 
für Chemiker m Farbenfabrikanten. 
on 
BD Divpel 
Eifenbahn= Beamter in Caſſel. 
Mit 14 Zeichnungen. — Preis 24 Thlr. 


(Buchhandlungen erhalten bei Parthie⸗Bezügen und Einſendung der Beträge 10 Proz. Raba 


Der Verfaſſer hat ſich früher mehrere Jahre mit der Darſtellung des Ultramarins beſchäf⸗ 

Fabrik für dieſen Artikel veranlaßt, in welcher ſich das von 
ihm in dem obigen Werkchen beſchriebene Fabrikazionsverfahren nach mehrjährigen Erfahrungen 
ausgebildet hat. Dieſes Verfahren muß zur Zeit als das einfachſte, ſicherſte und lukrativſte be⸗ 
trachtet werven, und iſt auch dasjenige, welches gegenwärtig in den renommirteſten Fabriken 
Deutſchlands mit mehr oder weniger Modifikazion ſich in Anwendung befindet. 


tigt und auch die Einrichtung einer 


Caſſel, im Februar 1849. 


Verlag von Robert Bamberg. 


Leipzig und Chemnitz. 


19 10 A ner bieten. 


Ein junger Eiſenhüttenmann, im Hoh⸗ 
ofen⸗, Friſch⸗, Hütten⸗, Puddel⸗ und Walz: 
werk⸗Betrieb praktiſch ausgebildet, bewan⸗ 
dert in der Schwarz- und Weiß ⸗Blech⸗ 
fabrikazion, ſucht eine Anſtellung als Be⸗ 
triebs⸗Beamter in einem Eiſen Hütten⸗ 
werk, und hat die beſten Zeugniſſe 
aufzuweiſen. Anfragen werden frankirt 
unter der Adreſſe E. H. S. an F. G. 
Wieck in Dresden erbeten. 


m Verlage von Robert Bamberg in Leipzi, 
if lem und in allen Buchhandlungen zu haben: 


Das Maſchinenweſen 


und die darüber verbreiteten 


Vorurtheile. 
gr. 8. Geheftet 4 Neugr. 


Druck von Oskar Leiner in Leipzig. 


